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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Eine Motion Quadri (lega, TI) beauftragt den Bundesrat mit einem Gesetzesentwurf für
ein Verbot der Auslandfinanzierung islamischer Gebetsstätten in der Schweiz sowie
eine Offenlegungspflicht der Herkunft ihrer finanziellen Mittel. Des Weiteren sollen
die Imame dazu verpflichtet werden, ihre Predigten jeweils in der ortsgebundenen
Landessprache vorzutragen. Der Motionär verwies in seinen Erläuterungen auf das
Nachbarland Österreich, welches vor dem Hintergrund eines sich rasch ausweitenden
politischen Islams auf ebendiese Massnahmen zurückgegriffen habe. In der Schweiz sei
bekannt, dass rund 35 Moscheen und islamische Zentren von der türkischen Regierung
finanziert würden, wobei man nicht mit Sicherheit das bewusste Engagement für einen
radikalen Islam abstreiten könne. Während in der Schweiz seit Jahren, im Rahmen der
Diskussion um die Parteifinanzierung, die Forderungen nach mehr Transparenz immer
lauter würden, sei es nicht nachvollziehbar, weshalb man – im Wissen um die
Möglichkeit der Herausbildung von radikalen Tendenzen – die gleichen Forderungen
nicht auch an islamische Gebetsstätten richte.
Der Bundesrat indes beantragte die Motion zur Ablehnung. Er sei sich durchaus der
Risiken, die von extremistischen Predigern ausgehen, bewusst. Sollten die
Voraussetzungen für die Gefährdung der nationalen Sicherheit, des Religionsfriedens
oder der Gesellschaftsentwicklung erfüllt sein, würden die Bundes- und
Kantonsbehörden im Rahmen der gesetzlichen Grundlagen selbstverständlich auch
handeln. Jedoch müsse dem Motionär auch klar sein, dass muslimische Gesellschaften
und Imame nicht diskriminiert und unter Generalverdacht gestellt werden dürften, da
Grundrechte wie die Religions-, Vereins- oder Sprachenfreiheit für die muslimischen
Religionsgemeinschaften genauso gälten wie für nichtmuslimische und nichtreligiöse.
Zudem wies Bundesrätin Sommaruga den Motionär darauf hin, dass sein Vergleich mit
Österreich etwas hinke, da es zwischen den beiden Ländern einen wesentlichen
Unterschied gebe: In Österreich seien die islamischen Religionsgemeinschaften auf
nationaler Ebene anerkannt, zudem seien im Rahmen entsprechender Gesetze auch
klare Voraussetzungen definiert, welche erfüllt sein müssen. Die eingereichte Motion
sei dahingehend nicht zielführend, da sie zwar Pflichten vorgebe, aber keine Rechte
zusprechen wolle. 
In der nationalrätlichen Abstimmung wurde, ungeachtet des Bundesratsvotums, die
Vorlage mit 94 zu 89 Stimmen bei fünf Enthaltungen angenommen – da konnte auch der
Einwand des Zürcher Freisinnigen Hans-Peter Portmann, dass die Motion gegen das
verfassungsrechtliche Prinzip der Gleichbehandlung verstosse, kein Gegengewicht
bieten. Der Vorstoss wird somit an den Ständerat zur Zweitberatung überwiesen. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2017
MELIKE GÖKCE

1) AB NR, 2017, S.1585f; LZ, NZZ, 27.9.17
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